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Mit Wirkung zum 01.01.2015 tritt das Mindestlohngesetz (MiLoG) mit einem flächendeckenden branchenübergreifenden Mindestlohn in Höhe eines Bruttostundenlohnes von EUR 8,50 brutto in Kraft. Alle weiteren in diesem Merkblatt dargestellten Regelungen gelten bereits seit 16.08.2014.

Unser Merkblatt gibt Hinweise für die Anwendung. Rechtsprechung und Kommentierung zum neuen Gesetz liegen noch nicht vor. Daher sind die nachfolgenden Anmerkungen eine Zusammenstellung Stand 15.09.2014.

Für wen gilt das Mindestlohngesetz?

Das Mindestlohngesetz gilt für Arbeitnehmer, so auch für geringfügig und kurzfristig Beschäftigte.
Probearbeiten ohne Zahlung des Mindestlohnes ist keinesfalls mehr möglich.
Auch angestellte Ehefrauen, Kinder und andere Familienangehörige müssen mit dem Mindestlohn bezahlt werden. Ausländischen Arbeitnehmern ist ebenfalls der Mindestlohn zu zahlen.
Praktikanten gelten als Arbeitnehmer, es sei denn, es handelt sich um 

Ein verpflichtendes Praktikum aufgrund einer schulrechtlichen Bestimmung, eine Ausbildungsordnung, einer hochschulrechtlichen Bestimmung oder im Rahmen der Ausbildung an einer gesetzlich geregelten Berufsakademie,
Orientierungspraktika vor Aufnahme einer Ausbildung oder eines Studiums für die Dauer von 3 Monaten, 
freiwillige Praktika während einer Ausbildung/eines Studiums für die Dauer von 3 Monaten, sofern nicht bereits ein solches Praktikumsverhältnis mit demselben Ausbildenden bestanden hat oder
Praktika im Rahmen einer Einstiegsqualifizierung nach § 54 a SGB III oder einer Berufsausbildungsvorbereitung nach den §§ 68-70 Berufsausbildungsgesetz.

Das Mindestlohngesetz gilt nicht für

· Jugendliche unter 18 Jahren ohne abgeschlossene Berufsausbildung
· Auszubildende nach dem Berufsbildungsgesetz
· Arbeitnehmer die unmittelbar vor der Beschäftigung langzeitarbeitslos (über ein Jahr Arbeitslosigkeit) waren, innerhalb der ersten 6 Monate der ersten Beschäftigung danach
· ehrenamtlich Tätige

Den gesetzlichen Mindestlohn kann der Betrieb nicht ausschließen und die Einhaltung aller Vorschriften des Gesetzes, das für sämtliche Arbeitnehmer auch bei höherem Verdienst gilt, wird durch Mitarbeiter der Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung mit einer Aufstockung von 1.600 Mitarbeitern streng kontrolliert werden. Sie sind berechtigt, Geschäftsräume und Grundstücke des Arbeitgebers zu betreten und Einsicht in Arbeitsverträge und Geschäftsunterlagen  zu nehmen sowie Auskünfte zu verlangen.




Was zählt zum Mindestlohn?

Der Mindestlohn beträgt ab dem 01.01.2015 8,50 € brutto je Zeitstunde. Dies bedeutet für Minijobarbeitsverhältnisse, dass der Arbeitgeber je Arbeitsstunde  mit EUR 8,50 zzgl. der Pauschalabgabe belastet wird. Lediglich die 2%-ige Pauschalsteuer könnte bei entsprechender Vereinbarung auf den Arbeitnehmer abgewälzt werden.

Nicht eingerechnet in diesen Mindestlohn werden

· nach Ausführungen der Koalitionsfraktion im Gesetzgebungsverfahren Zahlungen für Mehrarbeit oder Zuschläge wie Sonntags, Feiertags- oder Nachtarbeit;

· sowie nach derzeitiger Rechtsauffassung Zuschläge wie Akkordprämien, Qualitätsprämien, für Arbeiten zu besonders erschwerten oder gefährlichen Bedingungen (Schmutzzulagen/Gefahrenzulagen), sowie Entsendezulagen, soweit sie der Erstattung beim Arbeitnehmer tatsächlich angefallener Entsendungskosten dient (z.B. Unterkunft, Verpflegung, Reisekosten).

· Urlaubs- oder Weihnachtsgeld, wenn es in größeren Abständen, beispielsweise jährlich, gezahlt wird; 
werden diese Zahlungen hingegen monatlich anteilig gezahlt, sollen sie Bestandteil des Mindestlohnes sein können. Erforderlich ist jedoch zusätzlich: Auf die Zahlungen muss ein verbindlicher Rechtsanspruch bestehen, eine allein freiwillige oder widerrufliche Zahlung genügt nicht.

Aufgrund der Komplexität der Rechtsfragen bei der Zahlung von zusätzlichen Leistungen im Hinblick auf den Mindestlohn wird auf die Homepage des Zolls unter www.zoll.de verwiesen.

Wann muss der Mindestlohn gezahlt werden (Fälligkeit)?

Der Mindestlohn muss wie folgt gezahlt werden:

· Nach Vereinbarung, jedoch spätestens am letzten Bankarbeitstag des Folgemonats (Monat der auf den Monat folgt, in dem die Arbeitsleistung erbracht wurde) 
· oder, wenn nichts vereinbart wurde und der Lohn nach Zeitabschnitten bemessen ist (Monatslohn im Bäckerhandwerk), ist der Lohn spätestens am letzten Tag des Monats zu zahlen.

Deshalb ganz wichtig: Sollten nicht mit allen Arbeitnehmern schriftliche Arbeitsverträge bestehen, in denen die Fälligkeit der Lohnzahlung gemäß der Betriebspraxis geregelt ist, sollte dies unverzüglich nachgeholt werden. Der schriftliche Nachweis über Arbeitszeit, Arbeitslohn, Fälligkeit der Arbeitsvergütung sowie alle anderen Angaben gemäß Nachweisgesetz (Anlage) ist für die zu erwartenden Zollkontrollen unerlässlich.

Welche Dokumentationspflichten bestehen?

Der Arbeitgeber muss Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit aufzeichnen:

 für geringfügig Beschäftigte bis 450,- € sowie kurzfristig Beschäftigte
(Ausnahme geringfügig Beschäftigte im Privathaushalt)
Betriebe des Gaststättengewerbes (gilt auch für Betriebsteile mit entsprechender 
    Gewerbeanmeldung bzw. mit Gaststättenkonzession)
Die Aufzeichnung muss spätestens innerhalb einer Woche nach der Arbeitsleistung erfolgen und mindestens zwei Jahre aufbewahrt werden.

Diese Dokumentationspflichten sollen noch durch Rechtsverordnung konkretisiert und in einer Verwaltungsanweisung des Zolls vorgegeben werden. Diese Angaben werden frühestens bis Ende Oktober vorliegen. In Branchen, in denen heute schon ein Mindestlohn nach dem Entsendegesetz gilt nimmt der Zoll bei Kontrollen insbesondere in nachfolgende Unterlagen Einsicht: Nachweise über die Meldung zur Sozialversicherung im Inland und Ausland, Lohnabrechnungen, Nachweise über erfolgte Lohnzahlungen (Quittungen, Lohnzettel), Arbeitsverträge bzw. Dokumente, die dem Arbeitsvertrag nach den Regelungen des Heimatlandes entsprechen, Arbeitszeitnachweise (Stundenzettel, Anwesenheitslisten, Urlaubslisten etc.), Nachweise über steuerfreie Zuschläge, Konten, Buchungsbelege.

Nochmals: Für alle Arbeitsverhältnisse sind Arbeitgeber schon bisher gesetzlich verpflichtet, zum Nachweis der für das Arbeitsverhältnis wesentlichen Bedingungen dem Arbeitnehmer spätestens einen Monat nach dem vereinbarten Arbeitsbeginn eine unterzeichnete schriftliche Niederschrift über im Nachweisgesetz (Anlage) einzeln aufgeführten Punkte auszuhändigen.

Für Praktikanten müssen jetzt neu auch vor Aufnahme der Praktikantentätigkeit die 
    wesentlichen Vertragsbedingungen schriftlich niedergelegt werden (§ 2 Abs. 1 a  
    Nachweisgesetz, Anlage).

Was gilt bei Arbeitszeitkonten?

Die Regelung über Arbeitszeitkonten, wonach diese innerhalb von 12 Monaten ausgeglichen sein müssen und die monatlichen Arbeitsstunden jeweils 50% der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit nicht übersteigen dürfen, gilt nur für Beschäftigungsverhältnisse, bei denen der Anspruch auf den Mindestlohn für die geleisteten Arbeitsstunden nicht bereits durch Zahlung des verstetigten Arbeitsentgelts erfüllt ist. 
Aufgrund der Komplexität und monatsbezogenen Ausrechnung dieser Voraussetzungen gilt nachfolgende Empfehlung: Nur noch Jahresarbeitszeitkonten anwenden mit der Festlegung eines für die Betriebsabläufe günstigen Stichtages. Unbedingt beachten: Die monatlichen Überstunden dürfen auch nicht 50% der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit überschreiten.

Was gilt für Saisonarbeitnehmer?

Der gesetzliche Mindestlohn gilt auch für alle Saisonarbeitnehmer. Die Möglichkeit der kurzfristigen Beschäftigung wird jedoch von 50 auf 70 Tage ausgedehnt. Diese Regelung ist auf vier Jahre befristet. Keine kurzfristige Beschäftigung ist bei Saisonkräften bei der Annahme einer Berufsmäßigkeit gegeben.

Achtung: Wer haftet bei einer Auftragsvergabe -Werk-/oder Dienstleistung- für den Mindestlohn?
Der Unternehmer, der einen anderen Unternehmer mit der Erbringung einer Werk- oder Dienstleistung beauftragt haftet wie ein Bürge für die Zahlung des Mindestlohns an den Arbeitnehmer, allerdings beschränkt auf den Nettolohn. Eine Befreiung von der Haftung, z.B. mit der Begründung, das Unternehmen besonders sorgfältig ausgesucht zu haben, ist nicht vorgesehen. Auch hier zu beachten sind die für bestimmte Branchen bestehenden Mindestlohntarifverträge (z.B. Bauhauptgewerbe, Dachdeckerhandwerk, Elektrohandwerk, Friseurhandwerk, Maler- und Lackiererhandwerk und das Gebäudereinigungsgewerbe), die auch ggf. höhere Mindestlöhne vorsehen können. Auch diese Regelung gilt bereits seit 16.08.2014.

Was ist bei Leiharbeitnehmern von Leiharbeitsfirmen, die ihren Sitz im Ausland haben, zu beachten?

Zusätzlich zu der u.U. allgemeinen gesamtschuldnerischen Haftung des Entleihers für Lohn und Gesamtsozialversicherungsbeiträge treten bei Verträgen mit Leiharbeitsfirmen aus dem Ausland auch noch neue Meldepflichten für den Entleiher. Bei Fragen hierzu wenden Sie sich an ihre Berufsorganisation.

Welche Sanktionen drohen bei Nichtbeachtung der Arbeitgeberpflichten aus dem Gesetz?

Es gibt einen umfangreichen Ordnungswidrigkeiten-Katalog mit Bußgeldern, teilweise bis zu 500.000,- € bei Nichtzahlung oder nicht rechtzeitiger Zahlung des Mindestlohnes. Daneben liegt eine Strafbarkeit wegen Vorenthaltung von Sozialversicherungsbeiträgen nach § 266a StGB vor. Unternehmen, die gegen das Mindestlohngesetz verstoßen haben, werden zudem unter bestimmten Voraussetzungen von der Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen.

Mit einer Geldbuße bis zu 30.000,- € belegt werden kann, wer vorsätzlich oder fahrlässig Prüfungen der Zollbehörden nicht duldet oder bei einer Prüfung nicht mitwirkt, bzw. gegen die Dokumentationspflichten verstößt.

Weitere Erhöhungen des Mindestlohnes?

Eine Mindestlohnkommission entscheidet alle zwei Jahre, ob der Mindestlohn der Höhe nach anzupassen ist, erstmalig zum 01.01.2017. Bis zum 31.12.2017 gehen abweichende Regelungen eines Tarifvertrages, die für alle unter den Geltungsbereich fallenden Arbeitgeber sowie deren Arbeitnehmer verbindlich sind, dem Mindestlohn vor. Einen solchen Tarifvertrag gibt es für das Bäckerhandwerk nicht. Ab 01.01.2017 und danach muss mit einer weiteren Erhöhung des Mindestlohnes gerechnet werden. 

Konsequenzen?

Bereiten Sie sich  zusammen mit Ihrem Steuerberater/Lohnbüro akribisch auf die neuen Anforderungen vor.
Besprechen Sie mit Büro, Produktions- und Verkaufsmitarbeitern das Verhalten bei einer Zollkontrolle.

Minijobarbeitsverhältnisse sind betriebswirtschaftlich nicht mehr darstellbar. Denken Sie bitte daran, dass auch die sogenannten Minijobber ganz normale Arbeitnehmer mit Urlaubs- und Entgeltfortzahlungsanspruch sind. Es muss deshalb dringend dazu geraten werden, diese Arbeitsverhältnisse in die Gleitzone zu überführen und entsprechende Gespräche mit den Arbeitnehmern/innen zu führen und Änderungsvereinbarungen abzuschließen. Klären Sie diesen Sachverhalt unbedingt vorab mit Ihrem Steuerberater.

Weitere Informationen?

Beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales unter www.der-mindeslohn-kommt.de 
Beim Zoll unter www.zoll.de
Bürgertelefon des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales unter 030 221 911 004.
Bei dem Bäckerinnungsverband Baden: 0721-9323220.

Haftungsausschluss: Trotz sorgfältiger Recherche und Kontrolle kann keine Haftung für Inhalte, Fehler oder Auslassungen sowie externe Internetlinks übernommen werden. Dieses Merkblatt stellt keinen Ersatz für eine auf den Einzelfall bezogene anwaltliche Beratung dar.
